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Sehr geehrter Herr Kollege, 

als Anlage übersende ich Ihnen die Antwort auf Ihre o. a. Frage. 

Mit freundlichen Grüßen 

Anette Kramme 
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Anlage 

Schriftliche Frage im Mai 2022 

Arbeitsnummer 573   

Frage Nr. 573: 
Besteht nach Auffassung der Bundesregierung Regelungsbedarf hinsichtlich des Anspru-
ches auf Kurzarbeitergeld im Nachgang von Cyberangriffen und in wie vielen Fällen wurde 
Kurzarbeitergeld in den letzten fünf Jahren nach erfolgten Cyberangriffen und damit 
verbundenem Arbeitsausfall in Unternehmen beantragt und genehmigt? 

Antwort: 

Es besteht kein Regelungsbedarf hinsichtlich des Anspruches auf Kurzarbeitergeld im 

Nachgang von Cyberangriffen. Soweit aufgrund von Cyberangriffen ein Arbeitsausfall 

eintritt, kann grundsätzlich ein Anspruch auf Kurzarbeitergeld bestehen, wenn die weiteren 

Voraussetzungen vorliegen. 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen dazu vor, in wie vielen Fällen 

Kurzarbeitergeld in den letzten fünf Jahren nach erfolgten Cyberangriffen und damit 

verbundenem Arbeitsausfall in Unternehmen beantragt und genehmigt wurde. 
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